
Stadt Augsburg 
 Liegenschaftsamt 

 

 
 
 

Checkliste für Bewerbende 
 
 
Die nachstehende Checkliste dient dazu, einen ersten Überblick zu bekommen, ob alle 
im Rahmen einer Bewerbung für die städtischen Baugrundstücke im 1. Bauabschnitt 
des Baugebiets „Westlich der Wernhüterstraße“ erforderlichen Nachweise vorliegen. 
 
 
 
 

1. Nachweise zur Einhaltung der Einkommensobergrenze: 
 
- Bei Privatpersonen: 

Einkommenssteuerbescheide der letzten 3 Jahre 
oder alternativ Lohnsteuerbescheinigung des Arbeitgebers 
 

- Bei Gewerbetreibenden: 
Bilanz mit Gewinn- und Verlustrechnung oder  
Einnahmeüberschussrechnung inklusive entsprechender 
Steuerbescheide der letzten 3 Jahre 

 
Anmerkung: 
Für jede volljährige und nicht gegenüber dem/ der Antragstellenden, dem/ der 
jeweiligen Partner/in unterhaltsberechtigten Person des künftigen Haushalts 
ist ein gesonderter Einkommensnachweis zu erbringen. 

 

 
 

☐ 
 

☐ 
 
 
 
 

2. Nachweis über unterhaltsberechtigte Kinder: 
 
- Für jedes unterhaltsberechtigte Kind des künftigen 

Haushalts der entsprechende Kindergeldbescheid 
 

 
 

☐ 
 

  



   

3. Nachweise zur Einhaltung der Vermögensobergrenze: 
 
- Für Immobilien: 

Unterlagen, aus denen sich der aktuelle Verkehrswert der 
Immobilie ergibt, sofern das Eigentum an der Immobilie nicht 
bereits zum Ausschluss vom Vergabeverfahren führt, 
 
 

- Für Bankguthaben: 
Kontoauszug sämtlicher bestehender Bankkonten, 
 
 

- Für Bargeld: 
Aufstellung sämtlichen Bargeldbestands, 
 
 

- Für Wertpapiere: 
Aufstellung sämtlicher Wertpapierbestände, 
 
 

- Bestätigungsschreiben der jeweiligen Bank/ des jeweiligen 
Gläubigers über aktuell bestehende Verbindlichkeiten (z. B. 
Darlehen, Hypotheken) 
 

 
 

☐ 
 
 
 
 

☐ 
 

☐ 
 
 

☐ 
 

☐ 
 

4. Finanzierungsnachweis: 
 
- unverbindliche Finanzierungszusage für das 

Gesamtvorhaben einer nach den Zulassungskriterien der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungen (BaFin) 
zugelassenen Bank, oder eines nach diesen Kriterien 
zugelassenen Finanzdienstleisters 

 

 
 

☐ 
 
 

  



5. Nachweise über das Bestehen von nicht ausreichendem 
Wohnraum: 
 
- Bei Eigentumswohnungen innerhalb des Stadtgebiets 

Augsburg: 
Kaufvertrag mit nachvollziehbarer Angabe über Wohnfläche 
und Anzahl der Zimmer (z.B. mittels Grundriss) der Wohnung 
 
 

- Bei Mietwohnungen: 
Laufender Mietvertrag samt Grundriss der Wohnung, der von 
der antragstellenden Person oder dem/ der Partner/in oder 
einem zum Hausstand gehörenden, volljährigen 
Familienmitglied unterzeichnet ist. 
 

Anmerkung: 
Die Definition angemessener Wohnfläche richtet sich nach Nr. 12.2 der 
Bayerischen Wohnraumförderbestimmungen 2023 in der Fassung vom 
13.04.2023. Nicht ausreichend ist Wohnraum, wenn dieser die dort 
definierten Grenzen unterschreitet. 
 
Der Nachweis ist für jede angegebene Wohnung mit nicht ausreichendem 
Wohnraum einzeln zu erbringen. 

 

 
 
 

☐ 
 
 
 
 

☐ 
 

6. Nachweise über die Sozialbindung einer Wohnung: 
 
- Laufender Mietvertrag der Wohnung, der von der 

antragstellenden Person oder dem/ der Partner/in oder einem 
zum Hausstand gehörenden, volljährigen Familienmitglied 
unterzeichnet ist, 
 
und 
 

- Bestätigung der zuständigen Behörde für Wohnraumförde-
rung über die bestehende Sozialbindung der Mietwohnung 
bzw. anderweitig geeigneter Nachweis (z.B. 
Grundbuchauszug) 

 
Anmerkung: 
Falls die Sozialbindung der Wohnung, insbesondere bei Sozialwohnungen 
außerhalb des Stadtgebiets Augsburg, nicht zweifelsfrei nachgewiesen wird, 
kann im Vergabeverfahren keine Bepunktung erfolgen. 
 
Der Nachweis ist für jede angegebene öffentlich geförderte Sozialwohnung 
einzeln zu erbringen. 

 

 
 

☐ 
 
 
 
 

☐ 
 
 



7. Nachweis über die Staatangehörigkeit bei Nicht-EU-
Bürgerinnen und -Bürgern: 
 
- Nachweis über den Aufenthaltstitel 
 
Anmerkung: 
Jede im Bewerbungsverfahren aufgeführte Person hat ggf. einen 
gesonderten Nachweis über ihre Staatsangehörigkeit zu erbringen. 
 
Im Rahmen der Vergabe im Erbbaurecht erfolgt die vertragliche Vereinba-
rung einer Selbstnutzungspflicht über 15 Jahre, weshalb zur Erfüllung der 
vertraglichen Verpflichtung von Nicht-EU-Bürgern ein Nachweis über einen 
Aufenthaltstitel von mindestens 15 Jahren zu erbringen ist. Andernfalls kann 
keine Berücksichtigung im Vergabeverfahren erfolgen. 

 

 
 

☐ 
 

8. Nachweise über eine Behinderung / den Pflegegrad: 
 
- Bei einer Behinderung, deren Grad auf weniger als 50 

festgestellt ist: 
Feststellungsbescheid des zuständigen Versorgungsamts 
oder dementsprechende amtliche Bescheinigung 
 

- Bei einer Behinderung, deren Grad auf mindestens 50 
festgestellt ist: 
Feststellungsbescheid des zuständigen Versorgungsamts 
oder Kopie des Schwerbehindertenausweises 
 

- Bei Bestehen eines Pflegegrads: 
Mitteilung der Pflegekasse über die Höhe des bestehenden 
Pflegegrads 
 
 
 

Anmerkung: 
Die Bepunktung entsprechend dem Punktekatalog der Vergaberichtlinie 
enthält eine dreiteilige Abstufung. Vorstehende Ausführungen beschreiben 
deshalb nur die zu erbringenden Nachweise. Die weitergehende Einordnung 
der Angaben ist dem Punktekatalog vorbehalten. 

 

 
 

☐ 
 
 
 

☐ 
 
 

☐ 
 

  



9. Nachweis über das Bestehen einer Schwangerschaft: 
 
- ärztlicher Nachweis der Schwangerschaft (Kopie des 

Mutterpasses oder ärztliches Attest über das Bestehen einer 
Schwangerschaft) 

-  

 
 

☐ 
 

10. Nachweis über Sorge- und Aufenthaltsbestimmungsrecht für 
Kinder bei Angabe „alleinerziehend“: 
 
- Bei alleinigem Sorgerecht: 

Negativbescheid des zuständigen Jugendamts über das Be-
stehen des alleinigen Sorgerechts 
oder 
Kindergeldbescheid für jedes Kind 
 

- Bei geteiltem Sorgerecht: 
Kindergeldbescheid für jedes Kind 
 

 
 
 
 

☐ 
 
 

☐ 
 

 
 
 
Hinweise: 
 
Ändern sich nach Abgabe des Antrages, jedoch noch vor Ablauf der Antragsfrist 
Umstände (z.B. persönliche Verhältnisse, etc.), die Auswirkungen auf die Beurteilung 
des Antrages haben, so ist der/ die Antragstellende berechtigt bzw. verpflichtet, diese 
der Stadt bis zum Antragsfristende in Textform (z.B. per E-Mail an 
wernhueterstrasse.liegenschaftsamt@augsburg.de) unverzüglich mitzuteilen. Der/ 
Die Antragstellende kann seinen Antrag jederzeit zurücknehmen. Es wird empfohlen, 
bei erforderlichen Anpassungen den bereits gestellten Antrag zurückzunehmen und 
einen neuen Antrag zu stellen. 
 
Als Stichtag für alle in der Vergabeentscheidung nach Abschnitt II der Vergaberichtlinie 
zu berücksichtigenden Umstände zählt das Bewerbungsfristende (letzter Tag des 
Bewerbungszeitraums). 
 
Nachträglich eingehende Angaben finden bei der Vergabeentscheidung keine 
Berücksichtigung. Ein Antrag ist/ kann vom Vergabeverfahren auszuschließen/ 
ausgeschlossen werden, wenn der/ die Antragstellende die Geltung der 
Vergabekriterien nicht anerkennt, der Antrag unvollständig ist, Unterlagen oder 
Erklärungen nicht fristgerecht abgegeben werden oder wenn der/ die Antragstellende 
vorsätzlich unrichtige Angaben vornimmt.  
 
Kann eine im Bewerbungsverfahren getätigte Angabe nicht zweifelsfrei nachgewiesen 
werden, kann dies zur Folge haben, dass eine Bepunktung der Angabe nicht erfolgt. 
In Einzelfällen, kann eine unrichtige Angabe, sowie die Nichterbringung eines 
geeigneten Nachweises zum Ausschluss vom Vergabeverfahren führen. 
  



 
Bei obenstehender Aufzählung handelt es sich lediglich um eine Orientierungshilfe für 
die antragstellenden Personen im Vergabeverfahren zum Baugebiet „Westlich der 
Wernhüterstraße“ - Bauabschnitt 1. Die zu erbringenden Nachweise werden an 
entsprechender Stelle im Bewerbungsformular verbindlich abgefragt. Die hier getätigte 
Aufzählung der möglichen, zu erbringenden Nachweise ist nicht abschließend. Kann 
eine im Bewerbungsverfahren getätigte Angabe auch auf andere Weise zweifelsfrei 
nachgewiesen werden, so wird dieser Nachweis von der Stadt Augsburg geprüft und 
anerkannt. 
 


